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TOP 27:

EntschlieBung des Bundesrates zur Einrichtung eines Nanoprodukt-
Registers
- Antrag des Landes Rheinland-Pfalz -

Drucksache: 344/13

Die Verwendung von nanotechnologischen Verfahren hat sich in den letzten Jahren
schnell und in nahezu allen Branchen weltweit etabliert.

Neben den Chancen, die sich durch die Nanotechnologie ergeben, sind eventuelle
Risiken fur Mensch und Umwelt derzeit jedoch nicht komplett auszuschlief3en.

In dem Entschlief3ungsantrag wird die Bundesregierung deshalb aufgefordert, sich
fur ein Nanoprodukt-Register auf EU- sowie auf nationaler Ebene einzusetzen und
parallel, zur Sicherung der Aktualitdt des Registers, eine Meldepflicht zu etablieren.

Die Einrichtung eines EU-weit einheitlichen Produktregisters fir Nanoprodukte, die
in der EU in Verkehr gebracht werden, wirde Transparenz fir Verbraucherinnen
und Verbraucher schaffen und den Kontrollméglichkeiten der jeweils zustandigen
Behorden dienen.

Die Einrichtung eines nationalen Registers, das in ein zukinftiges EU-Register
integriert werden soll, wére eine vorbereitende und kurzfristig zu ergreifende Mal3-
nahme zur Verbraucherinformation und eine wichtige Quelle fir die zustandigen
Behorden, um mogliche Belastungen fir Mensch und Umwelt frihzeitig zu
erkennen. Das Register konnte zur Verbesserung der Akzeptanz der Nanotech-
nologie beitragen und sollte im Rahmen eines dialogorientierten Prozesses von den
jeweiligen Interessenvertretern sowie den betroffenen Ministerien ausgestaltet
werden.

Eine Meldepflicht fir definierte Nanoprodukte sowie fir die im jeweiligen Produkt
enthaltenen Nanomaterialen soll die Vollstandigkeit des Registers sichern.

Die Empfehlungen der Ausschiisse sind aus der Drucksache 344/1/13 ersichtlich.
Die Ausschiisse empfehlen, die Entschlief3ung in einer Neufassung anzunehmen.






	TOP 27:
	Entschließung des Bundesrates zur Einrichtung eines Nanoprodukt-Registers- Antrag des Landes Rheinland-Pfalz -


